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Erstes Kapitel 

Einführung 

§ 1 Die Problematik 

Die Frage nach der Berücksichtigung ausländischer Rechtshängigkeit stellt 
sich aus der Sicht eines deutschen Zivilgerichts immer dann, wenn im Ausland 
bereits ein kontradiktorisches Verfahren über dieselbe Sache zwischen densel-
ben Parteien schwebt. Der Kläger oder der Beklagte des ausländischen Ver-
fahrens hat also das inländische Gericht in derselben Sache angerufen und 
damit einen internationalen Doppelprozeß in Gang gesetzt. Dadurch tritt das 
inländische Verfahren zu dem ausländischen in Konkurrenz; diese löst sich nur 
selten deshalb auf, weil eines der beiden Verfahren aufgrund fehlender inter-
nationaler Zuständigkeit des angerufenen Gerichts durch Prozeßurteil beendet 
werden muß. Vielmehr kann für die Sache, über die die Parteien streiten, oft 
sowohl das ausländische als auch das inländische Gericht international zustän-
dig sein. Zum einen gibt es keine dem nationalen Recht durch das Völkerrecht 
vorgegebene Zuständigkeitsordnung. Deshalb vermag der nationale Gesetzgeber 
frei festzulegen, weIche Tatbestände die internationale Zuständigkeit seiner 
Gerichte begründen l . Dieses kann dazu führen, daß für einen Tatbestand die 
Gerichte mehrerer Staaten zuständig sind. Zum anderen kann sich auch für 
Sachverhalte, die dem Zuständigkeitssystem des EuGVÜ oder des Lugano-
Übereinkommens unterfallen, die internationale Zuständigkeit der Gerichte 
mehrerer Vertragsstaaten ergeben2• Jedes dieser Gerichte wird, wenn die Klage 
im übrigen zulässig ist, in der Sache entscheiden. 

Damit besteht die Gefahr, daß einander widersprechende Urteile ergehen. Die-
sen muß die Anerkennung in dem Staat versagt werden, in dem das andere Ur-

1 Geimer IZPR Rdnr. 848. 

2 Beispielsfall nach BGH IPRax 1984, 202, 203: 0, der seinen Wohnsitz in Deutschland innehat, 
verletzt die K1ägerin bei einem Autounfall in Italien. Hier sind für den Schadensersatzprozeß der 
K gegen 0 die deutschen Gerichte gemäß Art. 2 Abs. 1 EuGVÜ und die italienischen Gerichte ge-
mäß Art. 5 Nr. 3 EuGVÜ international zuständig. 
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teil ergangen isf; sie können dann dort nicht vollstreckt werden, so daß ihr 
Nutzen für die obsiegende Partei beschränkt ist. Schwierigkeiten treten auch 
auf, wenn die beiden einander widersprechenden Urteile in einem dritten Staat 
anerkannt und vollstreckt werden sollen4• In jedem Fall wird nur eines der in 
Widerspruch stehenden Urteile anerkannt werden können. Das Problem der Be-
rücksichtigung ausländischer Rechtshängigkeit ist daher in der Hauptsache 
gleichbedeutend mit der Frage danach, ob diesem potentiellen Urteilskontlikt 
schon auf der Ebene der Rechtshängigkeit begegnet werden kann oder muß5• 

Der Lösung des Problems, wie eine ausländische Rechtshängigkeit im inländi-
schen Verfahren zu behandeln ist, kommt für die Parteien oft weitaus größere 
Bedeutung zu, als dieses bei einem Prozeß ohne Auslandsberührung der Fall 
wäre. Das soll an dem folgenden Beispiel6 gezeigt werden: 

Die Parteien haben 1973 die Ehe in der Türkei geschlossen. Die Ehefrau (F) ist 
deutsche Staatsangehörige, der Ehemann (M) türkischer Staatsangehöriger. M hat 
vor dem - international zuständigen - Familiengericht Gölbasi (Türkei) Schei-
dungsklage gegen F erhoben. Diese ist der F am 4. Januar 1985 zugestellt worden. 
Daraufhin hat F am 7. Januar 1985 bei dem - ebenfalls international zuständigen -
Familiengericht Moers ihrerseits Scheidungsklage eingereicht. 

Wenn mehrere Gerichte international zuständig sind, so stellt sich für jeden 
Kläger die Frage, vor welchem dieser Gerichte er das Verfahren beginnen soll. 
Er hat die freie Wahl zwischen diesen Gerichten7 und darf deshalb das Gericht 
auswählen, vor dem seine Klage die größte Aussicht auf Erfolg hat (sog.jorum 
shopping)8. Die einzige Grenze bildet die Zuständigkeitserschleichung9• Damit 
kann der Kläger bedeutenden Einfluß auf die Ausgangspositionen des Verfah-
rens nehmen. Denn er bestimmt nicht nur die geographische Lage des Verfah-
rensortes, sondern er legt mit der Wahl des Gerichts vor allem mittelbar fest, 
welches Verfahrensrecht, welches internationale Privatrecht und - über die 
Wahl des internationalen Privatrechts - welches materielle Recht in dem Ver-
fahren Anwendung finden wird. Da die Wahl des forum allein auf Gesichts-

J An. 27 Nr. 3 EuGVÜ, § 328 Abs. 1 Nr. 3 ZPO. 

• Dazu rlir das EuGVÜ Kropholler EuZPR An. 27 Rdnr. 46 m.w.N. 
S Habscheid FS Zweigen S. 109, 11 0; Pälsson ScStL 1970, 59, 68; EuGH Slg. 1987, 4861, 4874 

(Gubisch Maschinenfabrik 1 Palumbo). 
6 OLG Düsseldorf IPRax 1986, 29 (Sachverhalt vereinfacht). 
1 BGH NJW 1985,552,553; Geimer / Schütze 111 § 44 I (S. 289); Schack RabelsZ 58 (1994), 

40. 47 (str.). 

• Dazu C. v. Bar Rdnr. 409 f. m.w.N. 
9 Schack IZVR Rdnr. 221,489 ff. 
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punkten beruht, die im Interesse des Klägers liegen und die in der Regel denen 
des Beklagten entgegengesetzt sind, vermag der Kläger dem Beklagten ein 
forum aufzudrängen, das diesem unter Umständen sehr ungelegen ist. 

So kann schon die räumliche Distanz zwischen dem Wohnort des Beklagten 
und dem Sitz des Gerichts eine effektive Prozeßführung beeinträchtigen. Im 
vorliegenden Beispiel wird es für F nur mit großem Kosten- und Zeitaufwand 
möglich sein, an dem Verfahren in Gölbasi persönlich teilzunehmen; auch die 
Suche nach einem geeigneten Prozeßvertreter wird ein Problem darstellen. 
Außerdem können Sprachprobleme hinderlich sein. Neben diese Schwierigkei-
ten faktischer Art tritt die Rechtswahl, die der Kläger mittelbar durch die 
Auswahl des Gerichts betreibt. Er bestimmt auf diese Weise das anwendbare 
Verfahrensrecht. Dieses kann bei einem Gericht klägerfreundlicher gestaltet sein 
als bei einem anderen. Große Unterschiede können zwischen den Rechtsordnun-
gen beispielsweise im Beweis- und im Beweisermittlungsrecht lO oder im Ko-
stenrecht bestehen. So wird es für den Kläger von Bedeutung sein, ob er im 
Unterliegensfalle die Kosten auch des Beklagten zu tragen hat (§ 91 ZPO) oder 
ob er, wie im amerikanischen Recht, mit seinem Anwalt ein Erfolgshonorar 
vereinbaren kann und im übrigen nicht verpflichtet ist, dem siegreichen Be-
klagten dessen Kosten zu erstatten 11 • 

Ausschlaggebend ist auch das materielle Recht, das auf das Verfahren Anwen-
dung findet. Da das internationale Privatrecht von Staat zu Staat verschieden ist, 
wird der Kläger über die Gerichtszuständigkeit das internationale Privatrecht 
wählen, welches das für ihn günstigste Sachrecht zum anwendbaren Recht er-
klärt. Ein Anreiz für F, in Deutschland Klage zu erheben, kann beispielsweise 
der Versorgungsausgleich gemäß §§ 1587 ff. BGB sein. Dieses Institut ist dem 
türkischen Recht unbekannt12• Folglich wird der F im türkischen Verfahren 
kein Versorgungsausgleich zugesprochen werden, wenn dort türkisches Recht 
Anwendung findet. Anders dagegen im deutschen Verfahren; hier steht der F 
bei Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen der Versorgungsausgleich zu, 
wenn die Ehescheidung gemäß Art. 17 Abs. 1 EGBGB deutschem Sachrecht 
unterliegt. 

10 Z. B. das Instrument der "pretrial discovery" des US-amerikanischen Zivilprozesses (dazu 
Schack Einführung in das US-amerikanische Zivilprozeßrecht. S. 39 ff.). 

11 Dazu Schack (Fn. 10) S. 8 f. 

12 Ansay / Wallace S. 150. 
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